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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

7 — 82000—1840/57 


Bonn, den 30. November 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Kriegs- 
opferversorgung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 185. Sitzung am 29. November 1957 
wie in seiner 179. Sitzung am 21. Juni 1957 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, daß 
das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner TJniversitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
in der Kriegsopferversorgung 


Der Bundestag hat mit Zustimmimg des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz beschlossen: | 


§ 1 

(1) Personen, die im Sinne des Bundesgesetzes zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung (Bundesentschädigungsgesetz — BEG) 
in der Fassung des Gesetzes vom 29. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 559) verfolgt und dadurch in 
ihrer auf Schädigungen im Sinne der §§ 1 und 82 
des Bundesversorgungsgesetzes beruhenden Ver- 
sorgung geschädigt worden sind (Geschädigte), er- 
halten als Wiedergutmachung eine Entschädigung 
nach Maßgabe der §§ 3 und 4, sofern sie im Zeit- 
punkt der Entscheidung über die Wiedergut- 
machung ihren Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt in der Bundesrepublik oder im Lande Berlin 
haben und nicht zu dem nach dem Gesetz zur Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in 
der Kriegsopferversorgung für Berechtigte im Aus- 
land (AWG) in der Fassung des Gesetzes vom .... 
(Bundesgesetzbl. I S. . . .) zu entschädigenden Per- 
sonenkreis gehören. Wiedergutmachung erhalten 
bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen auch 
die Hinterbliebenen Geschädigter, die nicht selbst 
Geschädigte im Sinne des Satzes 1 sind. 

(2) Wer auf Grund der Eingliederung Österreichs 
in das Deutsche Reich die deutsche Staatsangehörig- 
keit erworben hatte, erhält Wiedergutmachung nur, 
wenn er die deutsche Staatsangehörigkeit nach dem 
26. April 1945 wiedererworben hat. 

(3) Dem Anspruch auf Wiedergutmachung steht 
nicht entgegen, daß Geschädigte oder ihre Hinter- 
bliebenen nicht Deutsche nach Artikel 116 des 
Grundgesetzes sind. 


§ 2 

Von der Wiedergutmachung ist ausgeschlossen, 
wer Mitglied der NSDAP oder einer ihrer Gliede- 
rungen gewesen ist oder der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft Vorschub geleistet hat; die nomi- 
nelle Mitgliedschaft in der NSDAP oder in einer 
ihrer Gliederungen schließt den Anspruch auf Ent- 
schädigung nicht aus, wenn der Berechtigte unter 
Einsatz von Freiheit, Leib oder Leben den National- 
sozialismus aus Gründen, die den Verfolgungsgrün- 
den des § 1 des Bundesentschädigungsgesetzes ent- 
sprechen, bekämpft hat und deswegen verfolgt wor- 
den ist. 


§ 3 

(1) Die Entschädigung ist von dem Zeitpunkt an 
zu gewähren, von dem an die nach früheren ver- 
sorgungsrechtlichen Vorschriften gewährten Ver- 
sorgungsbezüge entzogen oder die Geschädigten 
nachweislich an der Geltendmachung von An- 
sprüchen gehindert worden sind. Sie wird bis zu 
dem Zeitpunkt gezahlt, von dem an die Voraus- 
setzungen für eine Versorgung nach den Vorschrif- 
ten der Länder oder des Bundesversorgungsgesetzes 
gegeben waren. 

(2) Die Entschädigung ist nach den Vorschriften 
festzustellen, die für die Zeit von der Entziehung 
der Versorgungsbezüge an am jeweiligen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthaltsort des Geschädigten 
oder Hinterbliebenen maßgebend waren. Zeiten, in 
denen eine Kriegsopferversorgung nicht gewährt 
worden ist, scheiden aus. 

(3) Für Zeiten eines Aufenthalts im Ausland rich- 

tet sich die Entschädigung nach den Vorschriften 
des Gesetzes zur Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts in der Kriegsopferversorgung 
für Berechtigte im Ausland in der Fassung des Ge- 
setzes vom . . . (Bundesgesetzbl IS.. . .). 

§ 4 

(1) Auf die nach diesem Gesetz zu gewährenden 
Leistungen werden die wegen der Folgen einer 
Schädigung im Sinne des Bundesversorgungsge- 
setzes nach anderen versorgungsrechtlichen Vor- 
schriften für die gleiche Zeit gewährten Leistungen 
angerechnet. 

(2) Entschädigungsleistungen für die Zeit vor der 
Währungsumstellung werden in Reichsmark berech- 
net und im Verhältnis 10 zu 2 in Deutsche Mark 
umgerechnet. Das Umrechnungsverhältnis 10 zu 2 
gilt auch für die nach Absatz 1 anzurechnenden 
Leistungen, sofern diese in Reichsmark bewirkt 
worden sind. 

§ 5 

Leistungen nach diesem Gesetz werden nur auf 
Antrag gewährt. Der Antrag ist zur Vermeidung des 
Ausschlusses bis zum 1. April 1958 zu stellen. 

§ 6 

(1) Die Zuständigkeit und das Verwaltungsverfah- 
ren bestimmen sich nach dem Gesetz über das Ver- 
waltungsverfahren der Kriegsopferversorgung vom 
; 2. Mai 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 202). 
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(2) Für Streitigkeiten ist der Rechtsweg vor den ! 
Gerichten der sozialen Gerichtsbarkeit gegeben. Für 
das Vorverfahren und das Verfahren vor den Ge- 
richten der Sozialgerichtsbarkeit sind die Vorschrif- 
ten des Sozialgerichtsgesetzes vom 3. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1239) in der Fassung des 
Anderungsgesetzes vom 10. August 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 239) maßgebend. 

§ 7 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden 
das Gesetz über die Behandlung der Verfolgten des 
Nationalsozialismus in der Sozialversicherung vom 
22. August 1949 (WiGBl. S. 263) und die sonstigen 
in den Ländern der Bundesrepublik und im Land 
Berlin geltenden Vorschriften über die Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts, soweit 
sie die Kriegso-pferversorgung nach diesem Gesetz 
betreffen, außer Kraft gesetzt. 

§ 8 

(1) Ist bereits eine Entschädigung nadi den in § 7 
genannten Vorschriften gezahlt worden und er- 
geben sich nach diesem Gesetz höhere Ansprüche, | 
so werden diese nur auf Antrag gewährt. § 5 gilt | 
entsprechend. 
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(2) Wurde über einen Antrag nach den in § 7 ge- 
nannten Vorschriften noch nidit entschieden, so gilt 
er als Antrag nach diesem Gesetz. 

(3) Soweit vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
höhere Entschädigungsleistungen durch Bescheid 
oder rechtskräftige gerichtliche Entscheidungen 
festgesetzt worden sind, behält es hierbei zugunsten 
des Berechtigten sein Bewenden. §§ 41, 42 des Ge- 
setzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegs- 
opferversorgung vom 2. Mai 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 202) bleiben unberührt. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeines | 

Nach § 139 des Bundesgesetzes zur Entschädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(Bundesentschädigungsgesetz — BEG) in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 29. Juni 1956 (BGBl. 1 
S. 559) richtet sich die Wiedergutmachung für Schä- 
den, die der Verfolgte oder seine Hinterbliebenen 
in der Kriegsopferversorgung erlitten haben, nach 
dem Gesetz des Wirtschaftsrates über die Behand- 
lung der Verfolgten des Nationalsozialismus in der 
Sozialversicherung vom 22. August 1949 (WiGBl. 
S. 263) und nach dem Gesetz zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Kriegsopfer- 
versorgung für Berechtigte im Ausland vom 
3. August 1953 (BGBL I S. 843). Das Wirtschafts- 
ratsgesetz regelt in § 6 unter anderem die Nachzah- 
lung von Kriegsopferrenten, die den Berechtigten 
aus Verfolgungsgründen vorenthalten worden sind, 
und zwar vom Zeitpunkt der Entziehung der nach 
früheren versorgungsrechtlichen Vorschriften ge- 
währten Bezüge bis zum Anschluß an die auf Grund 
der nach dem Zusammenbruch maßgebenden Rechts- 
vorschriften der Länder wieder zahlbar gemachten 
Versorgung.sbezüge. Einen Anspruch nach § 6 

a. a. O. haben nur Berechtigte mit Wohnsitz im In- 
land. Die Nachzahlung vorenthalten^r Versorgungs- 
renten an Berechtigte im Ausland regelt das Gesetz 
vom 3. August 1953. 

Während der Beratung des BEG ist wiederholt die 
Frage erörtert worden, daß die für eine Wiedergut- 
machung in der Kriegsopferversorgung geltenden 


! Rechtsvorschriften an die Neufassung des BEG nach 
dessen Verabschiedung angepaßt werden sollten. 
Der Ausschuß für Fragen der Wiedergutmachung 
des Bundestages hat deshalb in seinem Schriftlichen 
Bericht vom 12. Mai 1956 — Drucksache 2382 der 
2. Wahlperiode — der Erwartung Ausdruck ge- 
geben, daß eine Anpassung der Gesetze vom 
22. August 1949 und 3. August 1953 an die neuge- 
faßten Vorschriften des BEG erfolgt. Soweit es sich 
um die Wiedergutmachung für Berechtigte im Aus- 
land handelt, wird gleichzeitig ein entsprechender 
Entwurf zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
vom 3. August 1953 vorgelegt. Der vorliegende Ent- 
wurf befaßt sich mit der Wiedergutmachung in der 
Kriegsopferversorgung für Berechtigte im Inland. 
Es wird für zweckmäßig gehalten, nicht das Wirt- 
schaftsratsgesetz zu ändern, sondern für die Kriegs- 
opferversorgung ein eigenes Gesetz zu schaffen 
und dieses mit dem Gesetz für Berechtigte 
im Ausland insofern zu „verzahnen“, als bestimmt 
wird, daß Wiedergutmachung auchi solchen Perso- 
nen gewährt wird, die nicht zu dem Personenkreis 
gehören, dem nach den Vorschriften des Wiedergut- 
machungsgesetzes für Berechtigte im Ausland An- 
sprüche zustehen. 

Die Wiedergutmachung nach § 6 des Wirtschafts- 
ratsgesetzes und nach dem vorliegenden Entwurf 
stellt nicht eigentlich eine Entschädigung, wie im 
BEG, dar; die Wiedergutmachung besteht vielmehr 
lediglich in der Nachzahlung vorenthaltener Ver- 
sorgungsbezüge. Eine Regelung für die laufenden 
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Versorgungsbezüge ist, im Gegensatz zum Wieder- 
gutmachungsgesetz für Berechtigte im Ausland, 
nicht erforderlich, weil die Berechtigten im Inland 
wohnen und daher unmittelbar Anspruch auf Ver- 
sorgung laufender Bezüge nach dem BVG haben 
oder vor dem 1. Oktober 1950 nach den Ländervor- 
schriften hatten. 

Der Kreis der Personen, der von dem vorliegenden 
Gesetz betroffen wird, ist, soweit das sicher be- 
urteilt werden kann, sehr gering. Nach einer vom 
Bundesministerium für Arbeit veranstalteten Um- 
frage haben nach § 6 des Wirtschaftsratsgesetzes 
bzw. auf Grund von Ländervorschriften eine Nach- 
zahlung vorenthaltener Versorgungsbezüge erhal- 
ten 108 Beschädigte, 16 Witwen, 1 Waise, 2 Eltern- 
teile mit einer finanziellen Auswirkung von rund 
46 000 DM. Selbst wenn auf Grund des vorliegenden 
Gesetzes noch heute Anträge gestellt werden soll- 
ten, können sie nicht erheblich sein. Höhere An- 
sprüche werden entstehen, soweit die Umstellung 
der Bezüge für die Zeit vor der Währungsreform 
nicht, wie nach dem BEG, im Verhältnis 10 zu 2, 
sondern nur im Verhältnis 10 zu 1 erfolgt ist, wie 
dies nach § 6 des Wirtschaftsratsgesetzes vorge- 
sehen war. 


B. Im einzelnen 

Zu § 1 

Hier wird die Übereinstimmung der Verfolgungs- 
tatbestände mit dem BEG hergestellt. Die Vorschrift 
entspricht dem § 1 Abs. 1 des Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts in der Kriegsopferversorgung für Berechtigte 
im Ausland, im folgenden AWG genannt; sie sieht 
vor, daß Wiedergutmachung den Personen gewährt 
wird, die nicht unter den Personenkreis des AWG 
fallen. 

Absatz 2 sieht vor, daß österreichische Staatsange- 
hörige, wie im BEG, von einer Wiedergutmachung 
ausgeschlossen sind. 

Absatz 3 stellt klar, daß die etwa aus Verfolgungs- 
gründen erloschene deutsche Staatsangehörigkeit 
den Anspruch auf Entschädigung nicht ausschließt. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift enthält die Ausschlußgründe, sie 
stimmt mit § 6 Abs. 1 Nr. 1 BEG überein. 


Zu § 3 

Diese Vorschrift legt in Übereinstimmung mit § 7 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des AWG den Umfang der Wiedergut- 
machung fest. Danach soll die Nachzahlung von dem 
Zeitpunkt an stattfinden, von dem an die nach 
früheren versorgungsrechtlichen Vorschriften ge- 
währten Versorgungsbezüge entzogen oder die Ge- 
schädigten nachweislich an der Geltendmachung 
von Ansprüchen gehindert worden sind. Sie wird 
nach den Vorschriften festgestellt, die in den Län- 
dern, in denen die Geschädigten ihren Wohnsitz 
hatten, maßgebend waren. 

Zu § 4 

Soweit wegen der Folgen der Schädigung für die 
gleiche Zeit Leistungen nach anderen Gesetzen ge- 
währt worden sind, sind sie anzurechnen. Für die 
Zeit vor der Währungsumstellung werden die in 
Reichsmark berechneten Beträge im Verhältnis 10 
zu 2 umgerechnet. § 6 des Wirtschaftsratsgesetzes 
sah den allgemeinen Umrechnungskurs 10 zu 1 vor. 

Zu § 5 

Die Antragsfrist ist durch § 139 in Verbindung mit 
§ 189 BEG auf den 1. Oktober 1957 festgelegt; es 
empfiehlt sich jedoch, die Frist entsprechend dem 
Antrag — Drucksache 3291 der 2. Wahlperiode — zu 
§ 189 BEG auf den 1. April 1958 zu erstrecken. 


C. Finanzielle Auswirk u*n g 

Wie bereits in der Begründung unter A. zum Aus- 
druck gebracht, sind nach den Feststellungen des 
Bundesministers für Arbeit für Entschädigungen 
nach § 6 des Wirtschaftsratsgesetzes und anderen 
Ländervorschriften rund 46 000 DM aufgewendet 
worden. Mit einer wesentlichen Zunahme des Krei- 
ses entschädigungsberechtigter Personen ist, soweit 
das zuverlässig beurteilt werden kann, nicht zu 
rechnen. Die Verbesserungen gegenüber der bis- 
herigen Rechtslage liegen in der Änderung des Um- 
stellungsverhältnisses 10 zu 1 in 10 zu 2. Die hierzu 
notwendigen Aufwendungen werden höchstens den 
bisher aufgewendeten Betrag von 46 000 DM noch 
einmal erreichen. 

Dieser Betrag und durch den vorliegenden Entwurf 
etwa auch weiter verursachte Mehraufwendungen 
können aus dem laufenden Kriegsopferhaushalt auf- 
gebracht werden, so daß eine Erhöhung des Haus- 
haltsansatzes nicht erforderlich wird. 
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